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Zeitbericht

die privafen Biicherschfänke füllen! Dazu müssen noch sehr vV1e€e.  } weitere Kreisé
der Gebildeten dieser Gemeinschaftsleistung interessliert werden.

Die Freude, dieses Werk der Nothilfe der sıch Bildenden Öördern können,
kostet nıcht mehr als einen Mitgliedsbeitrag VOoONl D) 1m KalenderjJahr. Studen-
ten zahlen DUr 2,50 Aber untier den „Alten Semestern“‘ gibt bestimmt mehr
alg ıne Million Menschen, die sıch akademischer Biıldung dankbar verpflichtet
fühlen. Gehörten S1€E alle der Wissenschaftlichen Buchgemeinschaft als ıt-
glied a hätte 1€ Gemeinschaft eın nothelfendes Kapital, das iın Verbindung
mıt Subskriptionen für große Auflagen un uch diese Seizen einen großen Miıt-
gliederkreis der Gemeinscha{ft oTräus erlauDen würde, nıcht NUur dıe Preise
noch weıter senken, sondern auch eın  34 Verlagsprogramm auszuführen, das die
bisherige Leistung vervielfacht. Damit aber wäre ıne der wıchtigsten Vorausset-
ZUNSCH 1m Kampf } gegen den Verlust. der Bıldung un dıe zunehmende
Unterbewertung der geistigen Arbeit endlich wıeder geschaffen. (Bulletin des
Presse- un Informationsamtes der Bundesrggierung Nr. 150) 1360{.)

Wiétschafts-(l'hronik_ Dem Wirtschaftlichen Informationsbrief Nr 49 der Bayé-
rischen Staatsbank München entnehmen WIT Die hohen Außenstände ım Einzel-
handel und Handwerk (Ende 1951 rund 225 Mrd DM) können einer ernsten
Gefahr für die mittelständischen Wirtschaftszweige werden, rklärt der deutsche
Genossenschaftsverband (Schulze-Delitsch) e. V., Wiesbaden. Die Gefahr würde
dann akut, WL bei nachlassender Wirtschaftsexpansıon dıe ‚, VO. Finanzamt
geborgte Liquidität” der Betriıebe verlorengehe. Dıe bestünde darın, da die Be-
trıebe mıiıt der Differenz zwischen den endgültigen Steuerzahlungen un den meıst
nıedrigeren Vorauszahlungen infolge des zeıtlichen Abstandes zwischen Veran-
lagung und Steuerzahlung längere eıt arbeiten konnten. )Das musse sich jedoch
ändern, sobald 16 bisherige Wirtschaftsexpansıon Zu Stillstand komme oder
ins Gegenteil umschlage. Aus diesem Grunde sel iıne stärkere Förderung des
organiısierten Teilzahlungskredits nach Ansıcht des Genossenschaftsverbandes
angebracht.

Voraus$etzungen des deutsch-amerikanischen Kapitalverkehrs, Gespräche über
Anlagemöglichkeiten amerikanıschen priıvaten Kapıtals ın der westdeutschen Wiırt-
schaft werden schon eıt mM eıt geführt; scheint, da S S16 jetzt einen
Punkt gebrac wurden, VO  — dem aus dıe Voraussetzungen und Möglıichkeiten
klarer überblickt werden können, alg das bislang der WAÄäTr, Von der National
Assoc1ation of Manuftfacturers un dem Bundesverband der Deutschen Industrie
ist bereits 1m Sommer 1951 eiNe amerikanisch-deutsche Kapitalkommissıon SC-
bıldet worden, die nunmehr hre dritte Sıtzung ın New York abgehalten hat un
dabei ein. gemeiınsames Programm VOoO  om] Empfehlungen dıe Keglerungen auf-
stellte, dessen Verwirklichung wohl dazu führen könnte, eine NEUC Phase deutsch-
amerıkanıscher Zusammenarbeit einzuleıten.

Bevor jedoch den Zufluß Kapitals nach Westdeutschland gedacht
werden kann., ul ine zufriedenstellende Regelung für dıe bereits bestehenden
Beteiligungen vorausgehen. Die Kapitalkommission hat darum als einen der -
sentliıchsten Punkte ihrer Forderungen festgehalten, daß dıe Empfehlungen der
Londoner Konferenz ZUrLr Frage der Begleichung der deutschen Schulden möglichst
bald urc alle beteiligten Kegilerungen r;3tifiziert werden. Sie hält darüber
hınaus S ur  es: ringen wünschenswert, wein mıt den Zahlungen möglıichst
sofort begonnen würde, soweıt einer Begleichung der kommerziellen Schulden
VOor der Ratiıfizıerung Urc alle beteiligten Regierungen keine Schwierigkeiten
entgegenstehen.
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Zeithericht
Über den Umfang der bereits bestehendefi amerikanischen Beteiligungen am

Nominalkapıtal westdeutscher Unternehmungen besteht keın einheitliches Bıld.
Von amerikanischer Seite werden diese ur  . Ende 1949 auf und 210 Miıll SC-
schätzt, also autf rund 83830 Mill D  ‚9 während deutsche Zusammenstellungen
einen geringeren Gesamtbetrag, ämlich rund 67 MilL eNNeEeEN.

DVorschlag einer lateinamerikanischen LZahlungsunion, Nachdem Trst kürzlich auf
der arıser Tagung des KRates der Europäischen Zahlungsunion die Krage der
Ausdehnung der Europäischen Zahlungsunion qauf Lateinamerika ıne geW1sSe

spielte, ohne da (3 jedoch diese Beratungen vorläufig andere als theoretische
Bedeutung haben dürften, hat nunmehr Argentinien einen Vorschlag auf Schaf-
Iung einer eigenen „lateinamerikanischen Zahlungsunion”‘ nach dem Muster der
europälischen Währungsorganisation gemacht. Das geschah auf der in 1ma (Peru
tagenden Konferenz des Interamerikanischen Handels- und Produktionsrates,
einer Organisation, ın der nıcht die Regierungen, sondern die repräsentatıven
Wirtschaftsverbände der einzelnen Länder vertreten sınd. Der argentinische Vor-
schlag, der bei der Struktur der argentinischen Wirtschafts- und Handelspolitik
und der Urganisation der Wiırtschaftsvertretungen des Landes siıcherlich nicht
ohne Zustimmung der argentinıschen Regierung gemacht worden ist, beschränkt
sıch zunächst NU.  —_ auf die nregung, „Untersuchungen durchzuführen, dıe
Möglichkeit der Errichtung einer lateiınamerikanischen Zahlungsunion prüfen‘‘.

Man hat auf argentinischer Seite siıcherlich mıt Absicht das nıchtamtliche
remıum der Konferenz VOo  — 1ma für diesen Vorschlag gewählt, dıe arSsch-
tinische Regierung miıt keinerlel Verantwortung belasten. Man ıst sıch gew1
auch ın Buenos Aires darüber klar, daß dıe Gründung un das Funktionieren
einer lateinamerıkanıschen Zahlungsunion unendlich 1€. komplizıerter wäre, als
das ın Kuropa der ist, allein schon WESECN des erheblich geringeren Waren-
austauschs unter den lateiınamerikanischen Staaten. Dıe Voraussetzung für eın
erfolgreiches Arbeiten einer olchen Union muülste deshalb zunächst ıne wesent-
lıche Intensivierung des Warenaustausches unter den lateinamerikanıschen Na-
tiıonen selber se1N, e1in Ziel, das zweifellos auch den argentinischen Antragstellern
vorschwebt, jedoch nıcht eın urc Resolutionen und Empfehlungen CXr-
reichen ist.

Aufßsenhandel muıt der Der gesam(te Außenhandel der WIT Z6I1-
tral und planwirtschaftlich VO Staat gesteuerT. HKs lıegen keinerlel Anzeichen da-
ur  4 — VOT, da ß eın Kurswechsel bevorsteht. Im Gegenteil, das staatlıche uBbenN-
handelsmonopol ist noch kürzliıch VON sowJetischer Seıite als ıne unabdingbare
polıtische Plattform des sowJetischen Systems bezeichnet worden. Gleichzeitig
wurde dıe Außenhandelspolitik der als Bestandteil der Außenpolitik der
SowJ]etunion definiert. Auch dıe anderen heute ZU Ostblock gehörenden Staaten
führten durchweg, WeNn auch mıt kleineren äaulßeren Abweichungen ın der Urganı-
satıonsform, eın  A staatlıches Außenhandelsmonopol 1In.

Die Unterschiede, dıe zwıischen den Grundsätzen des Handels der westlichen
Welt und des Ostblocks bestehen, bedeuten jedoch nıcht. da ß eın Güteraustausch
unmöglıch ist. Anläßlıch der Moskauer „ Weltwirtschaftskonferenz‘“‘ VOo Aprıl
19592 ist VonNn östlıcher Seıite mıiıt Nachdruck hbetont worden, da ß Ian auf der
Grundlage ‚„der Gleichberechtigung und des belderselitigen Vorteils‘ bereıt ıst,
auch mıiıt westlichen Ländern ın Handelsbeziehungen treten. Ks mu also nach
Lage der Dinge für den betreffenden Oststaat, ın uNnserem die Ü  (&  9 eın
staatspolıtischer Vorteil vorliegen, wWeNnn bestimmte Abschlüsse mıiıt dem Westen
getätigt werden. 16 Gewinnspanne wırd €l VO Osten her immer auf eın BD  :o
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